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Erbrechtsrevision: Was wird neu? – Nicht alles wird neu!

Einleitung 

Vieles wurde bereits darüber geschrieben, 

nun steht fest: Die Revision des Erbrechts tritt 

per 1. Januar 2023 in Kraft. Was bedeutet 

dies nun für Ihre Nachlassregelung? 

Das Wichtigste vorab: Bisherige Erbverträge 

und Testamente behalten ihre Gültigkeit. Ab 

dem Inkrafttreten des neuen Rechts wird je-

doch auch auf alle bestehenden Testamente 

und Erbverträge das neue Recht anwendbar 

sein. Es lohnt sich daher, einen Blick auf die 

wesentlichen Neuerungen zu werfen: 

Reduktion der Pflichtteile der Nachkom-

men und Abschaffung der Pflichtteile der 

Eltern 

Die gesetzlichen Erbquoten bleiben unverän-

dert. Möchte ein Erblasser jedoch davon ab-

weichen, ist seine Freiheit, über seinen Nach-

lass zu verfügen, durch die Pflichtteile, 

welche gewissen Verwandten weiterhin zwin-

gend zustehen, eingeschränkt. 

Künftig wird diese Freiheit erhöht. Der Pflicht-

teil der Nachkommen ist neu nur noch 1/2 ih-

res gesetzlichen Erbanteils, statt wie bisher 

3/4. Die Eltern verlieren ihren Pflichtteilsan-

spruch mit der Revision gänzlich.  

Durch die Reduktion bzw. Abschaffung der 

Pflichtteile können bspw. Konkubinatspartner 

oder gemeinnützige Organisationen neu in 

wesentlich grösserem Umfang als bisher be-

günstigt werden. Kinderlose Ehegatten und 

Partner in eingetragener Partnerschaft kön-

nen sich künftig uneingeschränkt als Alleiner-

ben einsetzen. 

 

 

Frau Herzensgut hat zwei Töchter aus einer 

geschiedenen Ehe. Sie möchte nach ihrem 

Tod möglichst viel ihrem Lebenspartner, 

Hans, zukommen lassen. Unter dem gelten-

den Recht machen die Pflichtteilsansprüche 

der Töchter je 3/8 (3/4 x 1/2) aus, womit Frau 

Herzensgut Hans mit maximal 2/8 (= 1/4) ih-

res Nachlasses begünstigen kann. Ab dem 

1. Januar 2023 kann sie Hans hingegen 4/8 

(= 1/2) zuwenden. 

Nach der Revision vergrössert sich zwar die 

Freiheit, über den Nachlass zu verfügen. Un-

verändert bleibt jedoch die erbschaftssteuer-

liche Seite. Soll bspw. ein Lebenspartner oder 

eine Lebenspartnerin begünstigt werden, 

muss wie bisher beachtet werden, dass diese 

Person in den meisten Kantonen erbschafts-

steuerpflichtig ist. 

Das geltende Recht erlaubt es dem überle-

benden Ehegatten, die Nutzniessung am ge-

samten den gemeinsamen Nachkommen zu-

fallenden Teil der Erbschaft sowie maximal 

1/4 des Nachlasses zu Eigentum zuzuwen-

den. Durch die Revision wird der Anteil, wel-

cher dem Ehegatten zu Eigentum überlassen 

werden kann, auf 1/2 erhöht. Gleich bleibt 

hingegen der Pflichtteilsanspruch der Ehegat-

ten und eingetragenen Partner. Im Sinne ei-

nes Exkurses sei erwähnt, dass die Vorlage 

"Ehe für alle", über welche im September 

2021 abgestimmt wird, auf das Erbrecht von 

eingetragenen Partnern bzw. neu gleichge-

schlechtlichen Ehepaaren keine Auswirkun-

gen hat.  
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Wegfall des Pflichtteilsschutzes im Schei-

dungs-/Auflösungsverfahren 

Nach geltendem Recht bleibt der Pflichtteils-

anspruch des Ehegatten und des eingetrage-

nen Partners auch während eines Schei-

dungs- bzw. Auflösungsverfahrens bestehen. 

Er erlischt erst mit dem Eintritt der Rechtskraft 

des Scheidungs-/Auflösungsurteils. Davon 

konnte bislang nicht abgewichen werden. 

Neu hat ein Ehegatte und ein eingetragener 

Partner jedoch (unter gewissen Vorausset-

zungen) das Recht, seinen Noch-Ehegatten 

und eingetragenen Partner während des 

Scheidungs- bzw. Auflösungsverfahrens von 

der Erbfolge auszuschliessen und ihm auch 

seinen Pflichtteil zu entziehen. Dies muss 

aber in einem Erbvertrag oder Testament er-

folgen. Ansonsten bleibt das gesetzliche Erb-

recht unter den Ehegatten und eingetragenen 

Partnern bis zur Rechtskraft der Scheidung 

bzw. Auflösung der Partnerschaft bestehen. 

Erleichterte Anfechtung von Schenkun-

gen nach Abschluss eines Erbvertrags 

Im Gesetz ist bis heute nicht klar geregelt, in-

wiefern ein Erblasser nach dem Abschluss ei-

nes Erbvertrags noch Schenkungen machen 

darf. Gemäss der bundesgerichtlichen Recht-

sprechung ist das möglich, ausser der Erb-

vertrag verbietet Schenkungen oder der Erb-

lasser hat diese offensichtlich mit 

Schädigungsabsicht vorgenommen. Umge-

kehrt verhält es sich nun nach dem neuen 

Recht: Mit Ausnahme von Gelegenheitsge-

schenken gilt nach Abschluss eines Erbver-

trags ein generelles Schenkungsverbot, so-

fern die Schenkung dem Erbvertrag 

widerspricht. Sollen Schenkungen weiterhin 

zulässig sein, ist dies im Erbvertrag explizit 

vorzubehalten. 

Frau Herzensgut vereinbarte mit ihren zwei 

Töchtern in einem Erbvertrag, dass sie ihre 

einzigen Erbinnen sein werden. Drei Jahre 

später schenkte sie ihrem Lebenspartner, 

Hans, CHF 200'000. Bei ihrem Tod hinterliess 

Frau Herzensgut rund CHF 1 Mio. Bis heute 

konnten sich die Töchter gegen diese Schen-

kung kaum erfolgreich wehren. Nach dem re-

vidierten Recht müssten die Töchter diese 

Schenkung nicht mehr akzeptieren, es sei 

denn, der Erbvertrag würde eine Klausel ent-

halten, welche Schenkungen erlaubt.  

Klarstellungen bei der gebundenen 

Selbstvorsorge (Säule 3a) 

Heute ist umstritten, ob Guthaben der gebun-

denen Selbstvorsorge aus Banksparen 

(Säule 3a) Teil des Nachlasses bilden oder 

dem Begünstigten ein selbständiger An-

spruch gegenüber der Bank zukommt. Neu 

wird im Gesetz explizit festgehalten, dass 

diese Guthaben – wie auch Guthaben aus Le-

bensversicherungen – nicht in den Nachlass 

fallen und der Begünstigte die Auszahlung 

der Gelder direkt von der Vorsorgeeinrichtung 

verlangen kann. Eine Zustimmung der Erben 

zur Auszahlung ist nicht erforderlich. Für die 

Berechnung der Pflichtteile werden die An-

sprüche aus der Säule 3a jedoch zum Nach-

lass hinzugerechnet, wobei betreffend die 

Höhe der Hinzurechnung für das Bank- und 

Versicherungssparen unterschiedliche Rege-

lungen gelten werden. 

Handlungsbedarf? 

Wer bislang kein Testament oder keinen Erb-

vertrag für nötig erachtet hat, der braucht 

auch unter neuem Recht keine Regelung.  

Sofern Sie bereits ein Testament oder einen 

Erbvertrag errichtet haben, können die 
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vorstehend erläuterten Anpassungen des 

Erbrechts jedoch zu einem Handlungsbedarf 

führen. Insbesondere sollten Sie sich fragen, 

ob das aktuelle Testament oder der beste-

hende Erbvertrag mit den neuen Bestimmun-

gen kompatibel ist oder ob es eine Klarstel-

lung braucht. Weiter sollten Sie überlegen, ob 

Sie infolge des grösseren Gestaltungsspiel-

raums jemanden neu oder verstärkt begüns-

tigen möchten.  
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Und letztlich bleibt es dabei, dass Sie sich 

vorab auch überlegen sollten, was für Sie 

ganz persönlich und auch in wirtschaftlicher 

Hinsicht (Wohnumfeld usf.) das Älterwerden 

bedeutet; ob also Ihr Beziehungsumfeld und 

der Kreis der erbrechtlich dereinst Bedachten 

sich auch um Ihre persönlichen Belange küm-

mert und kümmern kann, und ob es dazu ei-

ner Patientenverfügung oder eines Vorsorge-

auftrags oder sonstiger Vorkehren bedarf. 
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